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Synopse 

 

Änderung des Steuergesetzes - sechstes Revisionspaket 
 

Geltendes Recht 
[M09] Antrag des Regierungsrats vom 2. Oktober 2018; Vorlage Nr. 
2904.2 (Laufnummer 15894) 

 Steuergesetz 

 Der Kantonsrat des Kantons Zug, 

 gestützt auf § 15 und § 74 der Kantonsverfassung[BGS 111.1], 

 beschliesst: 

 I. 

 Steuergesetz vom 25. Mai 2000
1)

 (Stand 11. November 2017) wird wie folgt ge-
ändert: 

§  4 
Wirtschaftliche Zugehörigkeit 

 

1
 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt im Kan-

ton sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn sie 
 

a) im Kanton Geschäftsbetriebe oder Betriebsstätten unterhalten;  

b) an Grundstücken im Kanton Eigentum, dingliche Rechte oder diesen wirt-
schaftlich gleichkommende persönliche Nutzungsrechte haben. 

b) an Grundstücken im Kanton Eigentum, dingliche Rechte oder diesen wirt-
schaftlich gleichkommende persönliche Nutzungsrechte haben.; 

 c) mit im Kanton gelegenen Grundstücken handeln. 

2
 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der 

Schweiz sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit für entsprechende Einkünf-
te steuerpflichtig, wenn sie 

 

a) im Kanton eine Erwerbstätigkeit ausüben;  

                                                      
1)
 BGS 632.1 
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b) als Mitglieder der Verwaltung oder Geschäftsführung von juristischen Perso-
nen mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton Tantiemen, Sitzungsgelder, feste 
Entschädigungen, Mitarbeiterbeteiligungen oder ähnliche Vergütungen bezie-
hen; 

 

c) Gläubigerinnen und Gläubiger oder Nutzniessende von Forderungen sind, die 
durch Grund- oder Faustpfand auf Grundstücken im Kanton gesichert sind; 

 

d) im Kanton gelegene Grundstücke vermitteln oder damit handeln; d) im Kanton gelegene Grundstücke vermitteln oder damit handeln; 

e) Pensionen, Ruhegehälter oder andere Leistungen erhalten, die aufgrund eines 
früheren öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnisses von einer oder einem Ar-
beitgebenden oder einer Vorsorgeeinrichtung mit Sitz im Kanton ausgerichtet 
werden; 

 

f) Leistungen aus schweizerischen privatrechtlichen Einrichtungen der beruflichen 
Vorsorge oder aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge mit 
Sitz oder Betriebsstätte im Kanton erhalten; 

 

g) für Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder eines Luft-
fahrzeuges oder bei einem Transport auf der Strasse Lohn oder andere Vergü-
tungen von einer oder einem Arbeitgebenden mit Sitz oder Betriebsstätte im 
Kanton erhalten. 

 

§  17 
Selbstständige Erwerbstätigkeit – Grundsatz 

 

1
 Steuerbar sind alle Einkünfte aus einem Handels-, Industrie-, Gewerbe-, Land- 

und Forstwirtschaftsbetrieb, aus einem freien Beruf sowie aus jeder anderen 
selbstständigen Erwerbstätigkeit. 

 

 
1a

 Für das Einkommen aus Patenten und vergleichbaren Rechten bei selbststän-
diger Erwerbstätigkeit ist § 59a sinngemäss anwendbar. 
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2
 Zu den Einkünften aus selbstständiger Erwerbstätigkeit zählen auch alle Kapi-

talgewinne aus Veräusserung, Verwertung oder buchmässiger Aufwertung von 
Geschäftsvermögen. Der Veräusserung gleichgestellt ist die Überführung von 
Geschäftsvermögen in das Privatvermögen oder in ausländische Betriebe oder 
Betriebsstätten. Als Geschäftsvermögen gelten alle Vermögenswerte, die ganz 
oder vorwiegend der selbstständigen Erwerbstätigkeit dienen; gleiches gilt für die 
Beteiligungen von mindestens 20 Prozent am Grund- oder Stammkapital einer 
Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, sofern die Eigentümerin oder der Ei-
gentümer sie im Zeitpunkt des Erwerbs zum Geschäftsvermögen erklärt. 

 

3
 Für steuerpflichtige Personen, die eine ordnungsgemässe Buchhaltung führen, 

gilt § 59 sinngemäss. 
 

4
 Die Gewinne aus der Veräusserung land- oder forstwirtschaftlicher Grundstücke 

des Geschäftsvermögens werden den steuerbaren Einkünften aus selbstständi-
ger Erwerbstätigkeit nur bis zur Höhe der Anlagekosten zugerechnet. Vorbehal-
ten bleibt § 27. § 196 Abs. 3 gilt sinngemäss. 

 

§  19 
Bewegliches Vermögen 

 

1
 Steuerbar sind die Erträge aus beweglichem Vermögen, insbesondere:  

a) Zinsen aus Guthaben, einschliesslich ausbezahlter Erträge aus rückkaufsfähi-
gen Kapitalversicherungen mit Einmalprämie im Erlebensfall oder bei Rück-
kauf, ausser wenn diese Kapitalversicherungen der Vorsorge dienen. Als der 
Vorsorge dienend gilt die Auszahlung der Versicherungsleistung ab dem voll-
endeten 60. Altersjahr der versicherten Person aufgrund eines mindestens fünf-
jährigen Vertragsverhältnisses, das vor Vollendung des 66. Altersjahres be-
gründet wurde. In diesem Fall ist die Leistung steuerfrei; 

 

b) Einkünfte aus der Veräusserung oder Rückzahlung von Obligationen mit über-
wiegender Einmalverzinsung (globalverzinsliche Obligationen, Diskontobligati-
onen), die der Inhaberin oder dem Inhaber anfallen; 
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c) Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile 
aus Beteiligungen aller Art (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwerterhö-
hungen usw.). Ein bei der Rückgabe von Beteiligungsrechten im Sinne der 
Bundesgesetzgebung über die Verrechnungssteuer an die Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft erzielter Liquidationsüberschuss gilt in dem Jahre als 
realisiert, in welchem die Verrechnungssteuerforderung entsteht; 

 

d) Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder sonstiger Nutzung 
beweglicher Sachen oder nutzbarer Rechte; 

 

e) Einkünfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen, soweit die Gesamterträ-
ge die Erträge aus direktem Grundbesitz übersteigen; 

 

f) Einkünfte aus immateriellen Gütern.  

2
 Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile 

aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossen-
schaftsanteilen und Partizipationsscheinen (einschliesslich Gratisaktien, Gratis-
nennwerterhöhungen und dergleichen) sind im Umfang von 50 Prozent steuer-
bar, wenn diese Beteiligungsrechte mindestens 10 Prozent des Grund- oder 
Stammkapitals einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft darstellen. 

 

3
 Die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen, die von den Inha-

berinnen und Inhabern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 
geleistet worden sind, wird gleich behandelt wie die Rückzahlung von Grund- 
oder Stammkapital.

 

3
 Die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen (Reserven aus 

Kapitaleinlagen), die von den Inhaberinnen und Inhabern der Beteiligungsrechte 
nach dem 31. Dezember 1996 geleistet worden sind, wird gleich behandelt wie 
die Rückzahlung von Grund- oder Stammkapital. Vorbehalten bleibt Absatz 4. 

 
4
 Schüttet eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer schweize-

rischen Börse kotiert ist, bei der Rückzahlung von Reserven aus Kapitaleinlagen 
nach Absatz 3 nicht mindestens im gleichen Umfang übrige Reserven aus, so ist 
die Rückzahlung im Umfang der halben Differenz zwischen der Rückzahlung und 
der Ausschüttung der übrigen Reserven steuerbar, höchstens aber im Umfang 
der in der Gesellschaft vorhandenen, handelsrechtlich ausschüttungsfähigen üb-
rigen Reserven. 

 
5
 Absatz 4 ist nicht anwendbar auf Reserven aus Kapitaleinlagen: 
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 a) die bei fusionsähnlichen Zusammenschlüssen durch Einbringen von Beteili-
gungs- und Mitgliedschaftsrechten an einer ausländischen Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft nach § 62 Absatz 1 Buchstabe c oder durch eine grenz-
überschreitende Übertragung auf eine inländische Tochtergesellschaft nach 
§ 62 Absatz 1 Buchstabe d nach dem 24. Februar 2008 entstanden sind; 

 b) die im Zeitpunkt einer grenzüberschreitenden Fusion oder einer Umstrukturie-
rung nach § 62 Absatz 1 Buchstabe b und § 62 Absatz 3 oder der Verlegung 
des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung nach dem 24. Februar 2008 be-
reits in einer ausländischen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft vorhan-
den waren; 

 c) im Falle der Liquidation der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft. 

 
6
 Die Absätze 4 und 5 gelten sinngemäss auch für Reserven aus Kapitaleinlagen, 

die für die Ausgabe von Gratisaktien oder für Gratisnennwerterhöhungen ver-
wendet werden. 

 
7
 Entspricht bei der Rückgabe von Beteiligungsrechten an einer Kapitalgesell-

schaft oder Genossenschaft, die an einer schweizerischen Börse kotiert ist, die 
Rückzahlung der Reserven aus Kapitaleinlagen nicht mindestens der Hälfte des 
erhaltenen Liquidationsüberschusses, so vermindert sich der steuerbare Anteil 
dieses Liquidationsüberschusses um die halbe Differenz zwischen diesem Anteil 
und der Rückzahlung, höchstens aber im Umfang der in der Gesellschaft vor-
handenen Reserven aus Kapitaleinlagen, die auf diese Beteiligungsrechte entfal-
len. 

§  19
bis

 
Besondere Fälle 

 

1
 Als Vermögensertrag im Sinne von § 19 Absatz 1 Buchstabe c gilt auch:  
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a) der Erlös aus dem Verkauf einer Beteiligung von mindestens 20 Prozent am 
Grund- oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft aus 
dem Privatvermögen in das Geschäftsvermögen einer anderen natürlichen o-
der juristischen Person, soweit innert fünf Jahren nach dem Verkauf, unter Mit-
wirkung der veräussernden Person, nicht betriebsnotwendige Substanz ausge-
schüttet wird, die im Zeitpunkt des Verkaufs bereits vorhanden und handels-
rechtlich ausschüttungsfähig war; dies gilt sinngemäss auch, wenn innert fünf 
Jahren mehrere Beteiligte eine solche Beteiligung gemeinsam verkaufen oder 
Beteiligungen von insgesamt mindestens 20 Prozent verkauft werden; ausge-
schüttete Substanz wird bei der veräussernden Person gegebenenfalls im Ver-
fahren nach §§ 144 Absatz 1, 145 und 146 nachträglich besteuert; 

 

b) der Erlös aus der Übertragung einer Beteiligung von mindestens 5 Prozent am 
Grund- oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft aus 
dem Privatvermögen in das Geschäftsvermögen einer Personenunternehmung 
oder einer juristischen Person, an welcher die veräussernde oder einbringende 
Person nach der Übertragung zu mindestens 50 Prozent am Kapital beteiligt 
ist, soweit die gesamthaft erhaltene Gegenleistung den Nennwert der übertra-
genen Beteiligung übersteigt; dies gilt sinngemäss auch, wenn mehrere Betei-
ligte die Übertragung gemeinsam vornehmen. 

b) der Erlös aus der Übertragung einer Beteiligung von mindestens 5 Prozent am 
Grund- oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft aus 
dem Privatvermögen in das Geschäftsvermögen einer Personenunternehmung 
oder einer juristischen Person, an welcher die veräussernde oder einbringende 
Person nach der Übertragung zu mindestens 50 Prozent am Kapital beteiligt ist, 
soweit die gesamthaft erhaltene Gegenleistung den die Summe aus dem 
Nennwert der übertragenen Beteiligung und den Einlagen, Aufgeldern und Zu-
schüssen nach § 19 Abs. 3 übersteigt; dies gilt sinngemäss auch, wenn mehre-
re Beteiligte die Übertragung gemeinsam vornehmen. 

2
 Mitwirkung im Sinne von Absatz 1 Buchstabe a liegt vor, wenn die veräussern-

de Person weiss oder wissen muss, dass der Gesellschaft zwecks Finanzierung 
des Kaufpreises Mittel entnommen und nicht wieder zugeführt werden. 

 

 §  26
ter

 
Selbstständige Erwerbstätigkeit – Abzug von Forschungs- und Entwicklungsaufwand 

 
1
 Für den Abzug von Forschungs- und Entwicklungsaufwand bei selbstständiger 

Erwerbstätigkeit ist § 60a sinngemäss anwendbar. 

§  29 
Privatvermögen 

 

1
 Von den Erträgen aus beweglichem Privatvermögen können die Kosten der 

Verwaltung durch Dritte und die weder rückforderbaren noch anrechenbaren aus-
ländischen Quellensteuern abgezogen werden.

 

1
 Von den Erträgen ausBei beweglichem Privatvermögen können die Kosten der 

Verwaltung durch Dritte und die weder rückforderbaren noch anrechenbaren aus-
ländischen Quellensteuern abgezogen werden. 
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2
 Von den Erträgen aus Liegenschaften des Privatvermögens können die Unter-

haltskosten, die Kosten der Instandstellung von neu erworbenen Liegenschaften, 
die Versicherungsprämien und die Kosten der Verwaltung durch Dritte abgezo-
gen werden. Den Unterhaltskosten sind Investitionen gleichgestellt, die dem 
Energiesparen, dem Umweltschutz sowie der Denkmalpflege dienen, soweit sie 
bei der direkten Bundessteuer abziehbar sind.

 

2
 Von den Erträgen aus Bei Liegenschaften des Privatvermögens im Privatver-

mögen können die Unterhaltskosten, die Kosten der Instandstellung von neu er-
worbenen Liegenschaften, die Versicherungsprämien und die Kosten der Verwal-
tung durch Dritte abgezogen werden. Den Unterhaltskosten sind Investitionen 
gleichgestellt, die dem Energiesparen, dem Umweltschutz sowie der Denkmal-
pflege dienen, soweit sie bei der direkten Bundessteuer abziehbar sind. Unter 
der gleichen Voraussetzung abgezogen werden können auch Rückbaukosten im 
Hinblick auf einen Ersatzneubau. 

 
2a

 Investitionen für Energiesparen und Umweltschutz sowie Rückbaukosten im 
Hinblick auf einen Ersatzneubau nach Abs. 2 sind in den zwei nachfolgenden 
Steuerperioden abziehbar, soweit sie in der laufenden Steuerperiode, in welcher 
die Aufwendungen angefallen sind, steuerlich nicht vollständig berücksichtigt 
werden können. 

3
 Die steuerpflichtige Person kann für Liegenschaften des Privatvermögens an-

stelle der tatsächlichen Kosten und Prämien einen Pauschalabzug geltend ma-
chen. Die Finanzdirektion regelt diesen Pauschalabzug. 

 

§  52 
Steuerliche Zugehörigkeit – Wirtschaftliche Zugehörigkeit 

 

1
 Juristische Personen mit Sitz oder tatsächlicher Verwaltung ausserhalb des 

Kantons sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn sie 
 

a) Teilhabende an Geschäftsbetrieben im Kanton sind;  

b) im Kanton Betriebsstätten unterhalten;  

c) an Grundstücken im Kanton Eigentum, dingliche Rechte oder diesen wirt-
schaftlich gleichkommende persönliche Nutzungsrechte haben. 

c) an Grundstücken im Kanton Eigentum, dingliche Rechte oder diesen wirt-
schaftlich gleichkommende persönliche Nutzungsrechte haben.; 

 d) mit im Kanton gelegenen Grundstücken handeln. 

2
 Juristische Personen mit Sitz oder tatsächlicher Verwaltung im Ausland sind 

ausserdem steuerpflichtig, wenn sie 
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a) Gläubigerinnen und Gläubiger bzw. Nutzniessende von Forderungen sind, die 
durch Grund- oder Faustpfand auf Grundstücken im Kanton gesichert sind; 

 

b) im Kanton gelegene Liegenschaften vermitteln oder damit handeln. b) im Kanton gelegene LiegenschaftenGrundstücke vermitteln oder damit han-
deln. 

§  59 
Berechnung des Reingewinns – Allgemeines 

 

1
 Der steuerbare Reingewinn setzt sich zusammen aus:  

1. dem Saldo der Erfolgsrechnung;  

2. allen vor Berechnung des Saldos der Erfolgsrechnung ausgeschiedenen Teilen 
des Geschäftsergebnisses, die nicht zur Deckung von geschäftsmässig be-
gründetem Aufwand verwendet werden, wie insbesondere: 

 

a) Kosten für die Anschaffung, Herstellung oder Wertvermehrung von Gegen-
ständen des Anlagevermögens; 

 

b) geschäftsmässig nicht oder nicht mehr begründete Abschreibungen, Wertbe-
richtigungen, Rückstellungen und Rücklagen gemäss § 60 Bst. e; 

 

c) Einlagen in die Reserven;  

d) Einzahlungen auf das Eigenkapital aus Mitteln der juristischen Person, soweit 
sie nicht aus als Gewinn versteuerten Reserven erfolgen; 

 

e) offene und verdeckte Gewinnausschüttungen und geschäftsmässig nicht be-
gründete Zuwendungen an Dritte. Nicht zum geschäftsmässig begründeten 
Aufwand gehören auch Zahlungen von Bestechungsgeldern, soweit sie auch 
nach Bundessteuerrecht nicht abzugsfähig sind. 

 

3. den der Erfolgsrechnung nicht gutgeschriebenen Erträgen, mit Einschluss der 
Kapital-, Aufwertungs- und Liquidationsgewinne, vorbehältlich § 63. Der Liqui-
dation ist die Verlegung des Sitzes, der Verwaltung, eines Geschäftsbetriebes 
oder einer Betriebsstätte ins Ausland gleich gestellt; 

3. den der Erfolgsrechnung nicht gutgeschriebenen Erträgen, mit Einschluss der 
Kapital-, Aufwertungs- und Liquidationsgewinne, vorbehältlich § 63. Der Liqui-
dation ist die Verlegung des Sitzes, der Verwaltung, eines Geschäftsbetriebes 
oder einer Betriebsstätte ins Ausland gleich gestellt; 
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4. den Zinsen auf verdecktem Eigenkapital gemäss § 73.  

2
 Der steuerbare Reingewinn juristischer Personen, die keine Erfolgsrechnung 

erstellen, bestimmt sich sinngemäss nach Abs. 1. 
 

 §  59a 
Erfolg aus Patenten und vergleichbaren Rechten 

 
1
 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten wird auf Antrag der 

steuerpflichtigen Person im Verhältnis des qualifizierenden Forschungs- und 
Entwicklungsaufwands zum gesamten Forschungs- und Entwicklungsaufwand 
pro Patent oder vergleichbares Recht (Nexusquotient) mit einer Ermässigung von 
90 Prozent in die Berechnung des steuerbaren Reingewinns einbezogen. Vorbe-
halten bleibt § 60b. 

 
2
 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten, die in Produkten 

enthalten sind, ermittelt sich, indem der Reingewinn aus diesen Produkten je-
weils um 6 Prozent der diesen Produkten zugewiesenen Kosten sowie um das 
Markenentgelt vermindert wird. 

 
3
 Die ermässigte Besteuerung des Reingewinns aus Patenten und vergleichba-

ren Rechten erfolgt nach Einbringung dieser Rechte in die Patentbox erst, soweit 
er den gesamten bis zur Einbringung entstandenen und steuerwirksam abgezo-
genen Forschungs- und Entwicklungsaufwand für diese Rechte sowie einen all-
fälligen Abzug nach § 60a, soweit effektiv abziehbar, übersteigt. Im fünften Jahr 
nach Eintritt in die Patentbox ist über den noch nicht verrechneten Forschungs- 
und Entwicklungsaufwand sowie einen allfälligen Abzug nach § 60a abzurech-
nen. Die steuerpflichtige Person hat das Recht, den noch nicht verrechneten 
Forschungs- und Entwicklungsaufwand jederzeit zum steuerbaren Reingewinn 
hinzuzurechnen. Im Umfang des hinzugerechneten Betrags ist eine versteuerte 
stille Reserve zu bilden. Vorbehalten bleibt Absatz 3a. 
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3a

 Verlegt eine gemäss den Absätzen 1 oder 2 besteuerte steuerpflichtige Person 
innert fünf Jahren nach Eintritt in die Patentbox ihren Sitz oder die tatsächliche 
Verwaltung in einen anderen Kanton, der eine von Absatz 3 abweichende Be-
steuerung vorsieht, werden der noch nicht abgerechnete Forschungs- und Ent-
wicklungsaufwand sowie der noch nicht abgerechnete Abzug nach § 60a im 
Wegzugsjahr zum steuerbaren Reingewinn hinzugerechnet. 

 
4
 Für die Definition der Patente und vergleichbaren Rechte, die Berechnung des 

ermässigt steuerbaren Reingewinns aus Patenten und vergleichbaren Rechten, 
die Anwendung auf Produkte mit nur geringen Abweichungen voneinander, die 
Dokumentationspflichten, Beginn und Ende der ermässigten Besteuerung sowie 
die Behandlung der Verluste aus Patenten und vergleichbaren Rechten gelten  
Art. 24a Abs. 1 und 2 sowie Art. 24b Abs. 4 des Bundesgesetzes über die Har-
monisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden [SR 
642.14] sowie die bundesrätlichen Ausführungsbestimmungen sinngemäss. 

 §  59b 
Aufdeckung stiller Reserven bei Beginn der Steuerpflicht 

 
1
 Deckt die steuerpflichtige Person bei Beginn der Steuerpflicht stille Reserven 

einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts auf, so unterliegen diese nicht 
der Gewinnsteuer. Nicht aufgedeckt werden dürfen stille Reserven einer Kapital-
gesellschaft oder Genossenschaft aus Beteiligungen von mindestens 10 Prozent 
am Grund- oder Stammkapital oder am Gewinn und an den Reserven einer an-
deren Gesellschaft. 

 
2
 Als Beginn der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermögenswerten, Be-

trieben, Teilbetrieben oder Funktionen aus dem Ausland in einen inländischen 
Geschäftsbetrieb oder in eine inländische Betriebstätte, das Ende der Steuerbe-
freiung nach § 57 sowie die Verlegung des Sitzes oder der tatsächlichen Verwal-
tung in die Schweiz. 

 
3
 Die aufgedeckten stillen Reserven sind jährlich zum Satz abzuschreiben, der für 

Abschreibungen auf den betreffenden Vermögenswerten steuerlich angewendet 
wird. 

http://www.lexfind.ch/link/Bund/642.14/de
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4
 Der aufgedeckte selbst geschaffene Mehrwert ist innert zehn Jahren abzu-

schreiben. 

 §  59c 
Besteuerung stiller Reserven am Ende der Steuerpflicht 

 
1
 Endet die Steuerpflicht, so werden die in diesem Zeitpunkt vorhandenen, nicht 

versteuerten stillen Reserven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts 
besteuert. 

 
2
 Als Ende der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermögenswerten, Betrie-

ben, Teilbetrieben oder Funktionen aus dem Inland in einen ausländischen Ge-
schäftsbetrieb oder in eine ausländische Betriebstätte, der Übergang zu einer 
Steuerbefreiung nach § 57 sowie die Verlegung des Sitzes oder der tatsächli-
chen Verwaltung ins Ausland. 

 §  60a 
Zusätzlicher Abzug von Forschungs- und Entwicklungsaufwand 

 
1
 Forschungs- und Entwicklungsaufwand wird auf Antrag um höchstens 50 Pro-

zent über den geschäftsmässig begründeten Forschungs- und Entwicklungsauf-
wand hinaus zum Abzug zugelassen. Vorbehalten bleibt § 60b. 

 
2
 Für die Definition des Forschungs- und Entwicklungsaufwands sowie der zum 

erhöhten Abzug berechtigenden Aufwendungen gelten Art. 25a Absatz 1–3 des 
Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und 
Gemeinden [SR 642.14] sinngemäss.  

 
3
 Ist die Auftraggeberin oder der Auftraggeber der Forschung und Entwicklung 

abzugsberechtigt, so steht der Auftragnehmerin oder dem Auftragnehmer dafür 
kein Abzug zu. 

 §  60b 
Entlastungsbegrenzung 

http://www.lexfind.ch/link/Bund/642.14/de
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1
 Die gesamte steuerliche Ermässigung nach § 59a, § 60a und § 240a Abs. 2 

beträgt maximal 70 Prozent des steuerbaren Gewinns vor Verlustverrechnung, 
wobei der Nettobeteiligungsertrag nach § 67 ausgeklammert wird, und vor Abzug 
der vorgenommenen Ermässigungen. Es dürfen zudem weder aus den einzelnen 
Ermässigungen noch aus der gesamten steuerlichen Ermässigung Verlustvorträ-
ge resultieren. 

 
2
 Allfällige Abzugsüberschüsse gemäss Abs. 1 sind in folgender Reihenfolge zu 

kürzen: 

 1. Zusätzlicher Abzug für Forschungs- und Entwicklungsaufwand (§ 60a); 

 2. Abschreibungen auf aufgedeckten stillen Reserven (§ 240a Abs. 2); 

 3. Ermässigung für Patentboxerträge (§ 59a). 

§  62 
Umwandlungen, Zusammenschlüsse, Teilungen 

 

1
 Stille Reserven einer juristischen Person werden bei Umstrukturierungen, ins-

besondere im Fall der Fusion, Spaltung oder Umwandlung, nicht besteuert, so-
weit die Steuerpflicht in der Schweiz fortbesteht und die bisher für die Gewinn-
steuer massgeblichen Werte übernommen werden: 

 

a) bei der Umwandlung in eine Personenunternehmung oder in eine andere juris-
tische Person; 

 

b) bei der Auf- oder Abspaltung einer juristischen Person, sofern ein oder mehre-
re Betriebe oder Teilbetriebe übertragen werden und soweit die nach der Spal-
tung bestehenden juristischen Personen einen Betrieb oder Teilbetrieb weiter-
führen; 

 

c) beim Austausch von Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsrechten anlässlich von 
Umstrukturierungen oder von fusionsähnlichen Zusammenschlüssen; 
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d) bei der Übertragung von Betrieben oder Teilbetrieben sowie von Gegenstän-
den des betrieblichen Anlagevermögens auf eine inländische Tochtergesell-
schaft. Als Tochtergesellschaft gilt eine Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft, an der die übertragende Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft zu 
mindestens 20 Prozent am Grund- oder Stammkapital beteiligt ist. 

 

2
 Bei einer Übertragung auf eine Tochtergesellschaft nach § 62 Abs.1 Bst. d wer-

den die übertragenen stillen Reserven im Verfahren nach den §§ 144 ff. nach-
träglich besteuert, soweit während den der Umstrukturierung folgenden fünf Jah-
ren die übertragenen Vermögenswerte oder Beteiligungs- oder Mitgliedschafts-
rechte an der Tochtergesellschaft veräussert werden; die Tochtergesellschaft 
kann in diesem Fall entsprechende, als Gewinn versteuerte stille Reserven gel-
tend machen. 

 

3
 Zwischen inländischen Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, welche 

nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse durch Stimmenmehrheit 
oder auf andere Weise unter einheitlicher Leitung einer Kapitalgesellschaft oder 
Genossenschaft zusammengefasst sind, können direkt oder indirekt gehaltene 
Beteiligungen von mindestens 20 Prozent am Grund- oder Stammkapital einer 
anderen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, Betriebe oder Teilbetriebe 
sowie Gegenstände des betrieblichen Anlagevermögens zu den bisher für die 
Gewinnsteuer massgeblichen Werten übertragen werden. Vorbehalten bleiben: 

 

a) die Übertragung auf eine Tochtergesellschaft nach § 62 Abs. 1 Bst. d; a) die Übertragung auf eine Tochtergesellschaft nach § 62 Abs. 1 Bst. d;. 

b) die Übertragung von Gegenständen des betrieblichen Anlagevermögens auf 
eine Gesellschaft, die nach §§ 68 und 69 besteuert wird. 

b) Aufgehoben. 

4
 Werden im Fall einer Übertragung nach § 62 Abs. 3 während der nachfolgen-

den fünf Jahre die übertragenen Vermögenswerte veräussert oder wird während 
dieser Zeit die einheitliche Leitung aufgegeben, so werden die übertragenen stil-
len Reserven im Verfahren nach den §§ 144 ff. nachträglich besteuert. Die be-
günstigte juristische Person kann in diesem Fall entsprechende, als Gewinn ver-
steuerte stille Reserven geltend machen. Die im Zeitpunkt der Sperrfristverlet-
zung unter einheitlicher Leitung zusammengefassten inländischen Kapitalgesell-
schaften und Genossenschaften haften für die Nachsteuer solidarisch. 
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5
 Entsteht durch die Übernahme der Aktiven und Passiven einer Kapitalgesell-

schaft oder einer Genossenschaft, deren Beteiligungsrechte der übernehmenden 
Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft gehören, ein Buchverlust auf der Betei-
ligung, so kann dieser steuerlich nicht abgezogen werden; ein allfälliger Buchge-
winn auf der Beteiligung wird besteuert. 

 

 §  64a 
Gewinne von juristischen Personen mit ideellen Zwecken 

 
1
 Gewinne von juristischen Personen mit ideellen Zwecken werden nicht besteu-

ert, sofern sie höchstens 20'000 Franken betragen und ausschliesslich und unwi-
derruflich diesen Zwecken gewidmet sind. 

§  65 
Verluste 

 

1
 Vom Reingewinn der Steuerperiode können Verluste aus sieben der Steuerpe-

riode vorangegangenen Geschäftsjahren abgezogen werden, soweit sie bei der 
Berechnung des steuerbaren Reingewinnes dieser Jahre nicht berücksichtigt 
werden konnten. 

 

2
 Mit Leistungen zum Ausgleich einer Unterbilanz im Rahmen einer Sanierung, 

die nicht Kapitaleinlagen gemäss § 61 Bst. a sind, können auch Verluste ver-
rechnet werden, die in früheren Geschäftsjahren entstanden sind und noch nicht 
mit Gewinnen verrechnet werden konnten. 

 

3
 Verluste, die eine vor dem 1. Januar 2001 neu zugezogene juristische Person 

vor ihrer Sitzverlegung erlitten hat, werden nicht zum Abzug zugelassen. 
 

4
 Beim Wechsel einer Holding- oder Verwaltungsgesellschaft in eine Betriebsge-

sellschaft besteht ein Anspruch auf Verrechnung von Verlusten aus früheren Jah-
ren nur im Ausmass bisheriger Gewinnbesteuerung.

 

4
 Beim Wechsel einer Für die bis 2019 nach §§ 68 und 69 besteuerten Holding- 

oder Verwaltungsgesellschaft in eine Betriebsgesellschaft und Verwaltungsge-
sellschaften besteht ein Anspruch auf Verrechnung von Verlusten aus früheren 
Jahren nur im Ausmass bisheriger der bis 2019 geltenden Gewinnbesteuerung. 

§  66 
Steuertarif 
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1
 Die Gewinnsteuer von Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und Stiftungen 

mit überwiegend kommerzieller Tätigkeit beträgt:
 

1
 Die Gewinnsteuer von Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und Stiftungen 

mit überwiegend kommerzieller Tätigkeit beträgt: 3.5%. Der Steuersatz kann in 
besonderen Fällen im Zusammenhang mit ausländischen Beziehungen erhöht 
werden. 

a) für die ersten 100’000 Franken: 3% a) Aufgehoben. 

b) für den 100’000 Franken übersteigenden Gewinn b) Aufgehoben. 

1. im Steuerjahr 2012: 6.25%  

2. im Steuerjahr 2013: 6%  

3. ab dem Steuerjahr 2014: 5.75% des Reingewinns.  

1a
 Die Gewinnsteuer von juristischen Personen, die gemäss den §§ 68 oder 69 

besteuert werden, beträgt
 

1a
 Aufgehoben. 

1. im Steuerjahr 2012: 6.25%  

2. im Steuerjahr 2013: 6%  

3. ab dem Steuerjahr 2014: 5.75%.  

Der Steuersatz kann in besonderen Fällen im Zusammenhang mit ausländischen 
Beziehungen erhöht werden. 

 

2
 Bei beschränkter Steuerpflicht gemäss § 53 werden die im Kanton steuerbaren 

Werte zu dem Steuersatz besteuert, der dem gesamten Gewinn und Kapital ent-
spricht. Vorbehalten bleibt Abs. 3. 

 

3
 Steuerpflichtige ohne Sitz oder tatsächliche Verwaltung in der Schweiz entrich-

ten die Steuern für Geschäftsbetriebe und Betriebsstätten im Kanton zu dem 
Steuersatz, der dem im Kanton erzielten Gewinn und dem im Kanton gelegenen 
Kapital entspricht. 

 



- 16 - 
 
 

 

Geltendes Recht 
[M09] Antrag des Regierungsrats vom 2. Oktober 2018; Vorlage Nr. 
2904.2 (Laufnummer 15894) 

4
 Die Gewinnsteuer der Vereine, Stiftungen, Korporationen und mit diesen ver-

gleichbaren Personengemeinschaften sowie der übrigen juristischen Personen 
beträgt 4 Prozent des Reingewinnes. Gewinne unter 10 000 Franken werden 
nicht besteuert.

 

4
 Die Gewinnsteuer der Vereine, Stiftungen, Korporationen und mit diesen ver-

gleichbaren Personengemeinschaften sowie der übrigen juristischen Personen 
beträgt 4 Prozent 3.5% des ReingewinnesReingewinns. Gewinne unter 10 000
10'000 Franken werden nicht besteuert. 

§  68 
Gesellschaften mit Beteiligungen – Holdinggesellschaften 

§  68 Aufgehoben. 

1
 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, deren statutarischer Zweck zur 

Hauptsache in der dauernden Verwaltung von Beteiligungen besteht und die in 
der Schweiz keine Geschäftstätigkeit ausüben, entrichten keine Gewinnsteuer, 
sofern die Beteiligungen oder die Erträge aus den Beteiligungen längerfristig 
mindestens zwei Drittel der gesamten Aktiven oder Erträge (ohne Erträge ge-
mäss Abs. 2) ausmachen. 

 

2
 Erträge aus zugerischem Grundeigentum solcher Gesellschaften und Genos-

senschaften werden zum ordentlichen Tarif besteuert. Dabei können die Unter-
haltskosten und die anteiligen Schuldzinsen in Abzug gebracht werden. 

 

§  69 
Verwaltungsgesellschaften (Domizil- und gemischte Gesellschaften) 

§  69 Aufgehoben. 

1
 Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und übrige juristische Personen, die 

in der Schweiz eine Verwaltungstätigkeit, aber keine Geschäftstätigkeit ausüben 
(Domizilgesellschaften), entrichten die Gewinnsteuer wie folgt: 

 

a) Erträge aus Beteiligungen gemäss § 67 Abs. 1 sowie Kapital- und Aufwer-
tungsgewinne auf solchen Beteiligungen sind steuerfrei; 

 

b) die übrigen Einkünfte aus der Schweiz inklusive Grundstückerträge und -
gewinne werden zum ordentlichen Tarif besteuert; 

 

c) die übrigen Einkünfte aus dem Ausland werden nach der Bedeutung der Ver-
waltungstätigkeit in der Schweiz zum ordentlichen Tarif besteuert; 

 

d) Verluste auf Beteiligungen gemäss Bst. a können nur mit Erträgen gemäss 
Bst. a verrechnet werden. 
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2
 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, deren Geschäftstätigkeit über-

wiegend auslandsbezogen ist und die in der Schweiz nur eine untergeordnete 
Geschäftstätigkeit ausüben (gemischte Gesellschaften), entrichten die Gewinn-
steuer gemäss Abs. 1. Die übrigen Einkünfte aus dem Ausland gemäss 
Abs. 1 Bst. c werden nach Massgabe des Umfanges der Geschäftstätigkeit in der 
Schweiz besteuert. 

 

3
 Von der Ermässigung ausgeschlossen sind Einkünfte, für die eine Entlastung 

von ausländischen Quellensteuern beansprucht wird und für die der Staatsver-
trag die ordentliche Besteuerung in der Schweiz voraussetzt. 

 

§  70 
Gesonderte Besteuerung von Kapital- und Aufwertungsgewinnen bei Umwandlung in eine Holding- oder Verwal-
tungsgesellschaft 

§  70 Aufgehoben. 

1
 Bei Umwandlung einer Betriebsgesellschaft in eine Holding- oder Verwaltungs-

gesellschaft gemäss den § 68 und § 69 werden die stillen Reserven nicht be-
steuert. Eine Besteuerung erfolgt jedoch zum ordentlichen Tarif, sofern diese 
stillen Reserven innert 5 Jahren nach der Umwandlung durch Veräusserung, 
Aufwertung oder Sitzverlegung ins Ausland realisiert werden. Eine Besteuerung 
entfällt, soweit sie Kapitalgewinne auf Beteiligungen betrifft, für die im Zeitpunkt 
des Aufschubes der Besteuerung eine Ermässigung auf der Gewinnsteuer ge-
mäss § 67 dieses Gesetzes möglich gewesen wäre. 

 

§  72 
Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und kommerziell tätige Stiftungen – Allgemeines 

 

1
 Das steuerbare Eigenkapital der Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und 

Stiftungen mit überwiegend kommerzieller Tätigkeit besteht aus dem einbezahl-
ten Aktien-, Grund- oder Stammkapital, dem Partizipationskapital, dem freien 
Stiftungsvermögen, den offenen und den aus versteuertem Gewinn gebildeten 
stillen Reserven. Bei Holding- und Verwaltungsgesellschaften kommt jener Teil 
der stillen Reserven hinzu, der im Fall der Gewinnbesteuerung aus versteuertem 
Gewinn gebildet worden wäre.

 

1
 Das steuerbare Eigenkapital der Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und 

Stiftungen mit überwiegend kommerzieller Tätigkeit besteht aus dem einbezahl-
ten Aktien-, Grund- oder Stammkapital, dem Partizipationskapital, dem freien 
Stiftungsvermögen, den offenen und den aus versteuertem Gewinn gebildeten 
stillen Reserven. Bei Holding- und Verwaltungsgesellschaften kommt jener Teil 
der stillen Reserven hinzu, der im Fall der Gewinnbesteuerung aus versteuertem 
Gewinn gebildet worden wäre. 

 
1a

 Eigenkapital, das auf Beteiligungsrechte nach § 67 und auf Rechte 
nach § 59a sowie auf Darlehen an Konzerngesellschaften entfällt, wird mit 2 Pro-
zent in die Bemessung einbezogen. 
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2
 Steuerbar ist mindestens das einbezahlte Aktien-, Grund- oder Stammkapital, 

einschliesslich des einbezahlten Partizipationskapitals. 
 

§  75 
Steuertarife 

 

1
 Die Kapitalsteuer beträgt für Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und Stif-

tungen mit überwiegend kommerzieller Tätigkeit 0,5 Promille des steuerbaren 
Eigenkapitals. Für gemischte Gesellschaften beträgt sie 0,1 Promille, für Domi-
zilgesellschaften und diesen gleichgestellte juristische Personen 0,075 Promille 
und für Holdinggesellschaften 0,02 Promille, mindestens jedoch 250 Franken.

 

1
 Die Kapitalsteuer beträgt für Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und Stif-

tungen mit überwiegend kommerzieller Tätigkeit 0,5 Promille des steuerbaren 
Eigenkapitals. Für gemischte Gesellschaften beträgt sie 0,1 Promille, für Domi-
zilgesellschaften und diesen gleichgestellte juristische Personen 0,075 Promille 
und für Holdinggesellschaften 0,02 Promille, mindestens jedoch 250 Franken. 

2
 Die Kapitalsteuer der Vereine, Stiftungen, Korporationen und mit diesen ver-

gleichbaren Personengemeinschaften sowie der übrigen juristischen Personen 
beträgt 0,5 Promille. Vom Eigenkapital sind 80 000 Franken steuerfrei. 

 

§  211 
Verjährung der Strafverfolgung 

 

1
 Die Strafverfolgung verjährt:  

a) bei Verletzung von Verfahrenspflichten zwei Jahre und bei versuchter Steuer-
hinterziehung vier Jahre nach dem rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens, 
in dem die Verfahrenspflichten verletzt oder die versuchte Steuerhinterziehung 
begangen wurden; 

a) bei Verletzung von Verfahrenspflichten zweidrei Jahre und bei versuchter 
Steuerhinterziehung viersechs Jahre nach dem rechtskräftigen Abschluss des 
Verfahrens, in dem die Verfahrenspflichten verletzt oder die versuchte Steuer-
hinterziehung begangenSteuern zu hinterziehen versucht wurden; 

b) bei vollendeter Steuerhinterziehung zehn Jahre nach dem Ablauf der Steuer-
periode, für welche die steuerpflichtige Person nicht oder unvollständig veran-
lagt wurde oder der Steuerabzug an der Quelle nicht gesetzmässig erfolgte, 
oder zehn Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem eine unrechtmässige 
Rückerstattung oder ein ungerechtfertigter Erlass erwirkt wurde oder Vermö-
genswerte im Inventarverfahren verheimlicht oder beiseitegeschafft wurden. 

b) bei vollendeter Steuerhinterziehung zehn Jahre nach dem Ablauf der Steuer-
periode, für welche die steuerpflichtige Person nicht oder unvollständig veran-
lagt wurde oder der Steuerabzug an der Quelle nicht gesetzmässig erfolgte, 
oder zehn Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem eine unrechtmässige 
Rückerstattung oder ein ungerechtfertigter Erlass erwirkt wurde oder Vermö-
genswerte im Inventarverfahren verheimlicht oder beiseitegeschafft wurden. 

 1. der Steuerperiode, für welche die steuerpflichtige Person nicht oder unvoll-
ständig veranlagt wurde oder der Steuerabzug an der Quelle nicht gesetzmäs-
sig erfolgte (§ 204 Abs. 1 Bst. a und b); 
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 2. des Kalenderjahres, in dem eine unrechtmässige Rückerstattung oder ein un-
gerechtfertigter Erlass erwirkt wurde (§ 204 Abs. 1 Bst. c) oder Nachlasswerte 
im Inventarverfahren verheimlicht oder beiseitegeschafft wurden (§ 207). 

2
 Die Verjährung wird durch jede Strafverfolgungshandlung gegenüber der steu-

erpflichtigen Person oder gegenüber einer der in § 206 genannten Personen un-
terbrochen. Die Unterbrechung wirkt sowohl gegenüber der steuerpflichtigen 
Person wie gegenüber diesen andern Personen. Mit jeder Unterbrechung beginnt 
die Verjährungsfrist neu zu laufen; sie kann aber insgesamt nicht um mehr als 
die Hälfte ihrer ursprünglichen Dauer hinausgeschoben werden.

 

2
 Die Verjährung wird durch jede Strafverfolgungshandlung gegenüber der steu-

erpflichtigen Person oder gegenüber einer der in § 206 genannten Personen un-
terbrochen. Die Unterbrechung wirkt sowohl gegenüber der steuerpflichtigen 
Person wie gegenüber diesen andern Personen. Mit jeder Unterbrechung beginnt 
die Verjährungsfrist neu zu laufen; sie kann aber insgesamt tritt nicht um mehr 
als ein, wenn die Hälfte ihrer ursprünglichen Dauer hinausgeschoben werden.
kantonale Steuerverwaltung vor Ablauf der Verjährungsfrist eine Verfügung er-
lassen hat. 

§  229 
Steuerbetrug 

 

1
 Wer zum Zwecke einer Steuerhinterziehung im Sinne der §§ 204 – 206 ge-

fälschte, verfälschte oder inhaltlich unwahre Urkunden wie Geschäftsbücher, Bi-
lanzen, Erfolgsrechnungen oder Lohnausweise und andere Bescheinigungen 
Dritter zur Täuschung gebraucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe bestraft.

 

1
 Wer zum Zwecke einer Steuerhinterziehung im Sinne der §§ 204 – 206 –206 

gefälschte, verfälschte oder inhaltlich unwahre Urkunden wie Geschäftsbücher, 
Bilanzen, Erfolgsrechnungen oder Lohnausweise und andere Bescheinigungen 
Dritter zur Täuschung gebraucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe bestraft. Eine bedingte Strafe kann mit Busse bis zu 10'000 Franken 
verbunden werden. 

2
 Die Bestrafung wegen Steuerhinterziehung bleibt vorbehalten.  

3
 Liegt eine Selbstanzeige nach § 204 Abs. 3 oder § 210

bis
 Abs. 1 vor, so wird 

von einer Strafverfolgung wegen allen anderen Straftaten abgesehen, die zum 
Zweck dieser Steuerhinterziehung begangen wurden. Diese Bestimmung ist 
auch in den Fällen nach den §§ 206 Abs. 3 und 210

bis
 Abs. 3 und 4 anwendbar. 

 

§  230 
Veruntreuung von Quellensteuern 

 

1
 Wer zum Steuerabzug an der Quelle verpflichtet ist und abgezogene Steuern 

zu ihrem oder seinem bzw. einer oder eines andern Nutzen verwendet, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.

 

1
 Wer zum Steuerabzug an der Quelle verpflichtet ist und abgezogene Steuern 

zu ihrem oder seinem bzw. einer oder eines andern Nutzen verwendet, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. Eine bedingte Strafe 
kann mit Busse bis zu 10'000 Franken verbunden werden. 
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2
 Werden Quellensteuern im Geschäftsbereich einer juristischen Person, eines 

Personenunternehmens, einer Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts 
veruntreut, ist Abs. 1 auf die Personen anwendbar, die für sie gehandelt haben 
oder hätten handeln sollen. 

 

3
 Liegt eine straflose Selbstanzeige wegen Veruntreuung der Quellensteuervor, 

so wird auch von einer Strafverfolgung wegen allen anderen Straftaten abgese-
hen, die zum Zweck der Veruntreuung der Quellensteuer begangen wurden. Die-
se Bestimmung ist auch in den Fällen nach den §§ 206 Abs. 3 und 210

bis
 Abs. 3 

und 4 anwendbar. 

 

§  232 
Verjährung der Strafverfolgung 

 

1
 Die Strafverfolgung der Steuervergehen verjährt nach Ablauf von 10 Jahren, 

seitdem die Täterin oder der Täter die letzte strafbare Tätigkeit ausgeführt hat.
 

1
 Die Strafverfolgung der Steuervergehen verjährt nach Ablauf von 10 Jahren, 

seitdem15 Jahre nachdem die Täterin oder der Täter die letzte strafbare Tätigkeit 
ausgeführt hat. 

2
 Die Verjährung wird durch jede Strafverfolgungshandlung gegenüber der Täte-

rin oder dem Täter, der oder dem Anstiftenden bzw. der Gehilfin oder dem Gehil-
fen unterbrochen. Die Unterbrechung wirkt gegenüber allen Beteiligten. Mit jeder 
Unterbrechung beginnt die Verjährungsfrist neu zu laufen; sie kann aber insge-
samt nicht um mehr als 5 Jahre hinausgeschoben werden.

 

2
 Die Verjährung wird durch jede Strafverfolgungshandlung gegenüber der Täte-

rin oder dem Täter, der oder dem Anstiftenden bzw. tritt nicht mehr ein, wenn vor 
Ablauf der Gehilfin oder dem Gehilfen unterbrochen. Die Unterbrechung wirkt 
gegenüber allen Beteiligten. Mit jeder Unterbrechung beginnt die Verjährungsfrist 
neu zu laufen; sie kann aber insgesamt nicht um mehr als 5 Jahre hinausge-
schoben werdenein erstinstanzliches Urteil ergangen ist. 

§  240 
Kapitalgewinne bei gemischten Beteiligungsgesellschaften 

§  240 Aufgehoben. 

1
 Kapitalgewinne auf Beteiligungen sowie der Erlös aus dem Verkauf von zuge-

hörigen Bezugsrechten werden bei der Berechnung des Nettoertrages nach 
§ 67 Abs. 2 nicht berücksichtigt, wenn die betreffenden Beteiligungen schon vor 
dem 1. Januar 1997 im Besitz der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft wa-
ren und die erwähnten Gewinne vor dem 1. Januar 2007 erzielt werden. 
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2
 Überträgt eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die nicht unter § 68 

und § 69 fällt, eine Beteiligung von mindestens 20 Prozent am Grund- oder 
Stammkapital anderer Gesellschaften, die vor dem 1. Januar 1997 in ihrem Be-
sitz war, auf eine ausländische Konzerngesellschaft, so wird für die Differenz 
zwischen dem Gewinnsteuerwert und dem Verkehrswert der Beteiligung die Be-
steuerung aufgeschoben. Die betreffenden Beteiligungen gehören weiterhin zum 
Bestand der vor dem 1. Januar 1997 gehaltenen Beteiligungen. In der Höhe der 
Differenz kann die Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft eine unbesteuerte 
Reserve bilden. Am 31. Dezember 2006 wird die unbesteuerte Reserve steuer-
neutral aufgelöst. 

 

3
 Der Steueraufschub entfällt, wenn die übertragene Beteiligung vor dem 

1. Januar 2007 an eine konzernfremde Drittperson veräussert wird, wenn die 
Gesellschaft, deren Beteiligungsrechte übertragen wurden, ihre Aktiven und Pas-
siven in wesentlichem Umfang veräussert oder wenn sie liquidiert wird. 

 

 §  240a 
Steuerfolgen Statuswechsel 

 
1
 Gesellschaften, welche nach dem 31. Dezember 2019 den Status als Holding- 

oder Verwaltungsgesellschaft nach §§ 68 oder 69 aufgegeben haben oder dafür 
nicht mehr qualifizieren und die keinen Antrag nach Abs. 2 stellen, können bean-
tragen, dass die im Zeitpunkt des Statuswechsels bestehenden stillen Reserven 
einschliesslich des selbstgeschaffenen Mehrwerts, soweit sie bisher nicht steu-
erbar gewesen wären, mit einer Verfügung festgestellt und im Falle ihrer Realisa-
tion bis am 31. Dezember 2024 gesondert besteuert werden. Der einfache Son-
dersteuersatz beträgt 0.8% für das Steuerjahr 2020, 1.0% für das Steuerjahr 
2021, 1.2% für das Steuerjahr 2022, 1.4% für das Steuerjahr 2023 und 1.6% für 
das Steuerjahr 2024. Der Antrag muss mit der Steuererklärung für die erste Peri-
ode nach Wegfall des Steuerstatus bei der Steuerverwaltung schriftlich einge-
reicht werden. Der Antrag hat die nötigen Angaben für die Bewertung der stillen 
Reserven einschliesslich des selbstgeschaffenen Mehrwerts zu enthalten. 
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2
 Gesellschaften, welche nach dem 31. Dezember 2016, aber vor dem 1. Januar 

2020 den Status als Holding- oder Verwaltungsgesellschaft nach §§ 68 oder 69 
verloren oder aufgegeben und dabei bestehende stille Reserven einschliesslich 
des selbstgeschaffenen Mehrwerts aufgedeckt haben, können die am 1. Januar 
2020 noch bestehenden aufgedeckten stillen Reserven einschliesslich des 
selbstgeschaffenen Mehrwerts bis spätestens am 31. Dezember 2024 abschrei-
ben. Die Abschreibungen fallen unter die Ermässigungsbegrenzung gemäss 
§ 60b. Soweit die aufgedeckten stillen Reserven am 31. Dezember 2024 noch 
bestehen, sind sie auf diesen Zeitpunkt steuerneutral aufzulösen. 

 §  243
sexies

 
 

 
1
 Für die Beurteilung von Straftaten, die in den Steuerperioden vor 2017 began-

gen wurden, ist das neue Recht anwendbar, sofern dieses milder ist als das in 
jenen Steuerperioden geltende Recht. 

 II. 

      Keine Fremdänderungen. 

 III. 

      Keine Fremdaufhebungen. 

 IV. 

      Diese Änderungen unterliegen dem fakultativen Referendum gemäss § 34 der 
Kantonsverfassung[BGS 111.1]. Sie treten nach unbenutzter Referendumsfrist 
oder nach der Annahme durch das Volk an dem vom Regierungsrat bestimmten 
Zeitpunkt in Kraft[Inkrafttreten am ...]. 

 Zug, ... 

 Kantonsrat des Kantons Zug 
  
Der Präsident 

https://bgs.zg.ch/data/111.1/de
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Daniel Thomas Burch 
  
Der Landschreiber 
Tobias Moser 

      Publiziert im Amtsblatt vom ... 

 


